
 

LANDESSOZIALGERICHT 

NIEDERSACHSEN-BREMEN  

 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

L 7 AL 16/13 
S 20 AL 257/11 Sozialgericht Hannover 

Verkündet am: 21. Oktober 2014 

A. 

Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

In dem Rechtsstreit  

B. 

- Kläger und Berufungskläger - 

gegen 

Bundesagentur für Arbeit vertreten durch den Geschäftsführer des Operativen Service der 

Agentur für Arbeit Hannover,  

Brühlstraße 4, 30169 Hannover 

- Beklagte und Berufungsbeklagte - 

hat der 7. Senat des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen auf die mündliche 

Verhandlung vom 21. Oktober 2014 in Celle durch den Richter am Landessozialgericht 

Dr. Stotz, den Richter am Landessozialgericht Dr. Claus, den Richter am Sozialgericht 

Dr. von Münch sowie die ehrenamtlichen Richter C. und D. für Recht erkannt: 

Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts  

Hannover vom 14. Dezember 2012 wird zurückgewiesen. 

 

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. 

 

Die Revision wird nicht zugelassen. 
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Tatbestand 
 

 

Zwischen den Beteiligten ist der Anspruch der Klägerin auf Kurzarbeitergeld für vier bei ihr 

beschäftigte Arbeitnehmer in dem Zeitraum Juni - August 2011 streitig. 

 

Die Klägerin ist eine Anwaltssozietät in E. bestehend aus den Rechtsanwälten F. und G.. Herr 

Rechtsanwalt F. war ferner seit 1980 als Notar bestellt; mit Vollendung seines 70. Lebensjah-

res am 30. April 2010 erlosch das Amt des Notars gemäß §§ 47, 48a Bundesnotarordnung. 

Rechtsanwalt G. war in der Folgezeit bis zum 30. April 2011 als Notariatsverwalter bestellt. Im 

Streitzeitraum beschäftigte die Klägerin neben den Auszubildenden vier sozialversicherungs-

pflichtige Arbeitnehmer in Vollzeit sowie eine geringfügig tätige Teilzeitkraft. Ein Betriebsrat 

besteht nicht.  

 

Am 10. Mai 2011 zeigte die Klägerin bei der Beklagten an, dass ab Mai 2011 voraussichtlich 

bis April 2012 die regelmäßige betriebsübliche wöchentliche Arbeitszeit für den Gesamtbetrieb 

infolge des Wegfalls des Notariats herabgesetzt werde. Zwar strebe Rechtsanwalt G. die Zu-

lassung als Notar durch die Notarkammer H., die aber frühestens 2012 evtl. erst 2013 erfol-

gen könne. Rechtsanwalt G. habe bereits 2008 versucht, alle Voraussetzungen nach altem 

Recht zu erfüllen, um die nahtlose Fortführung des Notariats zu ermöglichen. Ab Mai 2011 sei 

zusätzlich eine Notarprüfung eingeführt worden, der sich Rechtsanwalt G. unterzogen habe, 

die Note sei nicht bekannt und die mündliche Prüfung für November 2011 vorgesehen.  

 

Unter dem 25. Mai 2011 vereinbarte die Klägerin mit den vier Arbeitnehmern zeitlich befristet 

für die Dauer vom 1. Juni bis zum 30. November 2011 die Reduzierung der wöchentlichen 

Arbeitszeit von 40 Wochenstunden auf 32 Wochenstunden bei anteiliger Kürzung des Ar-

beitsentgeltes. Nachdem eine der vier betroffenen Arbeitnehmer zum 31. August 2011 aus-

schied, wurde die Arbeitszeit bei den restlichen drei Arbeitnehmern ab 1. September 2011 

wieder auf 40 Wochenstunden heraufgesetzt. Gleichzeitig wurde die Arbeitszeit der geringfü-

gig Beschäftigten erhöht. Für die hier nur noch streitigen drei Monate zahlte die Klägerin an 

die vier Arbeitnehmer neben der anteiligen Vergütung jeweils Kurzarbeitergeld für acht Stun-

den wöchentlich. Sie beantragte ferner am ersten Tage des jeweiligen Abrechnungsmonats 

unter Vorlage der Bruttolohnlisten Kurzarbeitergeld für Juni 2011 in Höhe von 740,87 €, für 

Juli 2011 in Höhe von 845,98 € und für August 2011 in Höhe von 684,83 €. 

 

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 19. Mai 2011 und Widerspruchsbescheid vom 1. Juni 

2011 die Gewährung von Kurzarbeitergeld ab. Wirtschaftliche Gründe lägen nicht vor, weil die 

von der Klägerin behaupteten Umstände nicht durch eine allgemeine wirtschaftliche Entwick-

lung bedingt seien. Der Wegfall des Notariats durch das Erreichen der Altersgrenze beruhe 
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auf einer gesetzlichen Regelung und nicht auf wirtschaftlichen Ursachen. Ferner liege kein 

unabwendbares Ereignis vor, weil der Wegfall des Notariats vorhersehbar gewesen sei. Da 

aktuell nicht davon auszugehen sei, dass in absehbarer Zeit ein neues Notariat der Klägerin 

zugeteilt werde, handele es sich nicht um einen vorübergehenden Arbeitsausfall. 

 

Mit der am 21. Juni 2011 erhobenen Klage hat die Klägerin vorgetragen, der Umsatzrückgang 

nach Wegfall des Notariats betrage ca. 20 %, was ohne weiteres einen wirtschaftlichen Grund 

darstelle. Der Umsatzrückgang beruhe auf einer behördlichen Maßnahme, nämlich Entzie-

hung des Notariats ab Erreichen der Altersgrenze durch die Notarkammer I.. Dagegen habe 

Rechtsanwalt F. bis zum Bundesgerichtshof erfolglos geklagt. Sie empfinde sich als Opfer 

einer im Laufe der zurückliegenden anderthalb Jahre schlagartig geänderten Vergabepraxis 

der Beklagten über die Gewährung von Kurzarbeitergeld. 

 

Demgegenüber hat die Beklagte vorgetragen, dass es sich beim Kurzarbeitergeld um eine 

Pflichtleistung handele und weder ermessenslenkende Weisungen bzw. eine geänderte Be-

willigungspraxis existierten. 

 

Das Sozialgericht (SG) Hannover hat mit Urteil vom 14. Dezember 2012 die Klage abgewie-

sen. In den Entscheidungsgründen hat es ausgeführt, dass ein erheblicher Arbeitsausfall, der 

auf wirtschaftlichen Gründen beruhe, nicht festgestellt werden könne. Ein unabwendbares 

Ereignis liege ebenfalls nicht vor. Das Erreichen der Altersgrenze sei weder außergewöhnlich 

noch wirke es auf den Betrieb der Klägerin von außen ein. Vielmehr habe die Klägerin seit 

Einführung der Altersgrenze in die Bundesnotarordnung im Jahre 1991, also seit 19 Jahren 

gewusst, dass der Sozius F. mit  Vollendung des 70. Lebensjahres im April 2010 nicht mehr 

als Notar tätig sein könnte. 

 

Gegen das am 3. Januar 2013 zugestellte Urteil hat die Klägerin am 4. Februar 2013 (Mon-

tag) Berufung eingelegt. Sie trägt vor, die im Jahre 1991 eingeführte Altersgrenze im Zusam-

menhang mit der zum 1. Mai 2011 in Kraft getretenen Änderung der Zugangsvoraussetzun-

gen zum Notariat seien als außerökonomische Rahmenbedingung im Sinne der Rechtspre-

chung des Bundessozialgerichts (BSG) zu qualifizieren. Bis einschließlich 30. April 2011 seien 

die Notarstellen im Bundesland Niedersachsen nach einem Punktesystem vergeben worden, 

wobei die Dauer der anwaltlichen Tätigkeit, die Anzahl der Notarvertretungen sowie der ab-

solvierten Fortbildungen in dieses Punktesystem eingeflossen seien. Danach hätte Rechts-

anwalt G. die höchste Punktzahl aufweisen können. Mit Wirkung vom 1. Mai 2011 sei zusätz-

lich eine notarielle Fachprüfung bestehend aus vier schriftlichen Klausuren und einer mündli-

chen Prüfung eingeführt worden und die Vergabe einer Notarstelle erfolge seitdem aus-

schließlich nach 40 % Note des zweiten juristischen Staatsexamens und 60 % Note der Nota-



  Seite 4/10 

riatsfachprüfung. Nicht nur finanzielle Aufwendungen zur Absolvierung von nunmehr nicht 

mehr benötigten Fortbildungsveranstaltungen in einer Größenordnung von ca. 7.000,00 € so-

wie regelmäßige Notarvertretungen und erhebliche Freizeiteinbußen bei Verzicht auf eigenen 

Erholungsurlaub seien umsonst gewesen, sondern durch die zusätzliche Notarfachprüfung sei 

auch eine unmittelbare Fortführung des Notariats ab 1. Mai 2011 entfallen. Der Auftragsrück-

gang um ca. 30% sei nicht nur durch das Erlöschen des Notaramtes bedingt, sondern auch 

mit den hierdurch verbundenen Wechselwirkungen auf die Advokaturtätigkeit verbunden, da 

der Wegfall des Notariats auch den Verlust von in der Regel weit überdurchschnittlich lukrati-

ven Mandaten in den notariatsnahen Rechtsgebieten, wie zB Erbrecht, Grundstücksverkaufs-

recht, Handels- und Gesellschaftsrecht nach sich gezogen habe. Es liege auf der Hand, dass 

zumindest ein maßgeblicher Anteil der rechtssuchenden Bevölkerung mit Rechtsstreitigkeiten 

aus diesen Rechtsgebieten bevorzugt Anwaltsnotare mandatiere, denen aufgrund der Berufs-

tätigkeit auch als Notar im Wettbewerb mit den Nuradvokaten die höhere Fachkompetenz 

zugeschrieben werde. Im Übrigen setze das Tatbestandsmerkmal des vorübergehenden Ar-

beitsausfalls nicht voraus, dass der Wegfall sicher feststehen müsse. Vielmehr reiche eine 

gewisse Wahrscheinlichkeit für den Wegfall des Arbeitsausfalls aus.  

 

Die Klägerin beantragt, 

  

1. das Urteil des Sozialgerichts Hannover vom 14. Dezember 2012 sowie den Be-

scheid der Beklagten vom 19. Mai 2011 in Gestalt des Widerspruchsbescheides 

vom 1. Juni 2011 aufzuheben, 

 

2. die Beklagte zu verurteilen, ihr Kurzarbeitergeld für die vier beschäftigten Arbeit-

nehmer in dem Zeitraum vom 1. Juni 2011 bis zum 31. August 2011 zu gewähren. 

 

Die Beklagte beantragt, 

   

 die Berufung zurückzuweisen. 

 

Die Beklagte verteidigt die erstinstanzliche Entscheidung. 

 

Wegen des vollständigen Vorbringens der Beteiligten und wegen des umfassenden Sachver-

halts wird auf die Gerichtsakte sowie auf den beigezogenen Verwaltungsvorgang der Beklag-

ten Bezug genommen. 
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Entscheidungsgründe 
 
 

 

Die zulässige Berufung der Klägerin ist unbegründet. Das SG hat zu Recht die Klage abge-

wiesen, weil die angegriffenen Bescheide der Beklagten rechtmäßig sind. Der Klägerin steht 

kein Kurzarbeitergeld zu. 

 

1.) 

Verfahrensrechtliche Hindernisse stehen einer Sachentscheidung nicht entgegen. Zwar sind 

die einzelnen Arbeitnehmer Inhaber der Ansprüche auf Kurzarbeitergeld, wie der Gesetzes-

wortlaut in § 169 Satz 1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch in der bis zum 31. März 2012 gültigen 

Fassung (SGB III a.F.) zeigt. Da aber die wesentlichen Verfahrenshandlungen vom Arbeitge-

ber oder von der Betriebsvertretung vorzunehmen sind (vgl. zB § 173 Abs. 1 Satz 1 SGB III 

a.F.), kann der Arbeitgeber - hier die Klägerin - treuhänderisch als Prozessstandschafter die 

Rechte der Arbeitnehmer wahrnehmen (BSG SozR 4100 § 69 Nr. 1; BSG SozR 3-4100 § 71 

Nr. 2). Dadurch wird eine notwendige Beiladung der Arbeitnehmer gemäß § 75 Abs. 2 Sozial-

gerichtsgesetz (SGG) entbehrlich. Ein Betriebsrat, der allerdings in diesem Gerichtsverfahren 

notwendig beizuladen gewesen wäre, existiert bei der Klägerin nicht.  

 

2.) 

Der Anspruch auf Kurzarbeitergeld setzt u.a. einen erheblichen Arbeitsausfall mit Entgeltaus-

fall voraus (§ 169 Satz 1 Nr. 1 SGB III a.F.). Gemäß § 170 Abs. 1 Satz 1 SGB III a.F. (ab 

1. April 2012: § 96 SGB III) ist ein Arbeitsausfall erheblich, wenn (1.) dieser auf wirtschaftli-

chen Gründen oder einem unabwendbaren Ereignis beruht, (2.) er vorübergehend ist und (3.) 

er nicht vermeidbar ist. Keine dieser drei Voraussetzungen liegt bei der Klägerin im Zeitraum 

vom 1. Juni 2011 bis zum 31. August 2011 vor.  

 

a) 

Der Gesetzgeber hat keine genaue Definition der „wirtschaftlichen Gründe“ im Sinne des 

§ 170 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB III vorgenommen, die den erheblichen Arbeitsausfall verursa-

chen müssen. Lediglich in § 170 Abs. 2 SGB III wird klargestellt, dass ein Arbeitsausfall auch 

auf wirtschaftlichen Gründen beruht, wenn er durch eine Veränderung der betrieblichen Struk-

turen verursacht wird, die durch die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung bedingt ist. Die 

Rechtsprechung versteht unter wirtschaftlichen Gründen mit der Wirtschaftslage zusammen-

hängende Ausfälle, die mit der Gesamtheit der laufenden Produktions- und Konsumvorgänge, 

also mit den externen Wirtschaftsprozessen und ihren konjunkturellen, zyklisch verlaufenden 

Phasen sowie den hierfür verantwortlichen Strukturelementen, wie den ökonomischen und 

außerökonomischen Rahmenbedingungen, zusammen hängen (BSG SozR 3-4100 § 64 Nr. 
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4; BSG SozR 4-4100 § 170 Nr. 1). Auch betriebliche Strukturveränderungen, die der Gesetz-

geber ausdrücklich erwähnt, können Ursachen für die Einführung von Kurzarbeit sein, soweit 

diese auf der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung beruhen (ausführlich: Petzold in 

Hauck/Nofz, SGB III-Kommentar, Stand: Mai 2012, § 96 Rdz. 7-11). Die Versicherungsleis-

tung Kurzarbeitergeld dient nämlich nicht dazu, jegliches Betriebs- und Wirtschaftsrisiko des 

einzelnen Unternehmens auszugleichen, denn sonst würde es zu Wettbewerbsverzerrungen 

führen und den in einer Marktwirtschaft angelegten Ausleseprozess stören (BSG SozR 3-4100 

§ 64 Nr. 3).  

 

Das Erlöschen des Notariatsamtes mit Vollendung des 70. Lebensjahres stellt zwar eine äu-

ßere Ursache dar, die Einfluss auf den Betrieb der Klägerin hat, jedoch keine, die auf der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung beruht. Die bestehende Rechtslage und die damit zusam-

menhängen außerökonomischen Rahmenbedingungen standen seit zwei Jahrzehnten fest. 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 29. Oktober 1992 - 1 BvR 1581/91 - 

die Verfassungsmäßigkeit der durch die §§ 47, 48 Bundesnotarordnung eingeführten Alters-

grenze bejaht und hervorgehoben, dass das Erlöschen des Notariats bei Erreichen der Al-

tersgrenze von Notaren wegen des höherrangigen Gesetzeszwecks hinzunehmen sei. Wenn 

also die Folgen des Erlöschens eines Notariatsamtes nach Erreichen der Altersgrenze dem 

Wirtschaftsrisiko des Rechtsanwaltes zugeordnet wird, können nach Auffassung des Senats 

die danach eintretenden kurzfristigen Auftragsschwankungen, bis in der Kanzlei ein neuer 

Notar bestellt wird, nicht als wirtschaftliche Gründe im Sinne des Kurzarbeitergeldes angese-

hen werden. 

 

b) 

Ein unabwendbares Ereignis im Sinne des § 170 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB III liegt ebenso we-

nig vor. Ein solches ist anzunehmen, wenn Grund für den Arbeitsausfall ein objektiv feststell-

bares Ereignis ist, das auch durch die äußeren nach den Umständen des Einzelfalles gebote-

ne Sorgfalt durch den Arbeitgeber oder seinen Mitarbeiter nicht abzuwenden war (BSG SozR 

3-4100 § 64 Nr 3). In § 170 Abs. 3 SGB III werden beispielhaft erwähnt ungewöhnliche, dem 

üblichen Witterungsverlauf nicht entsprechende Witterungsgründe, etwa Hochwasser, sowie 

behördliche oder behördlich anerkannte Maßnahmen, die vom Arbeitgeber nicht zu vertreten 

sind. Soweit bestimmte Ereignisse vorhersehbar sind, ist vom Arbeitgeber zu verlangen, damit 

den Betrieben nicht jegliche Verantwortung für ihr wirtschaftliches Handeln abgenommen 

werden soll, dass dieser alles subjektiv Mögliche und subjektiv wirtschaftlich Vertretbare ver-

anlasst, um den Eintritt des Ereignisses abzuwenden (Söhngen in Kasseler Handbuch des 

Arbeitsförderungsrechts, § 6 Rdz 27). 
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Das Sozialgericht hat in diesem Zusammenhang zutreffend hervorgehoben, Rechtsanwalt F. 

sei bereits seit 19 Jahren bekannt gewesen, dass er mit Vollendung des 70. Lebensjahres 

nicht mehr als Notar tätig sein durfte. Bei dieser Sachlage kann schwerlich von einem plötzlich 

auftretenden Ereignis gesprochen werden. Das Erlöschen des Notariats mit Erreichen der 

maximalen Altersgrenze beruht auf einer gesetzlichen Regelung, gilt nicht nur für die Klägerin, 

sondern für alle Notare und ist keine Folge einer behördlichen Maßnahme im Einzelfall. Ent-

gegen der Auffassung der Klägerin ist eine behördliche Maßnahme nicht darin zu sehen, dass 

das OLG I. die vakanten Notarstellen nicht sofort mit dem Ausscheiden eines Notars, sondern 

erst im Juli des Folgejahres ausschreibt, so dass Rechtsanwalt G. eine zusätzliche Notarprü-

fung ablegen musste. Denn die Verwaltungspraxis des OLG I. war der Klägerin bekannt. Die 

geänderten Zugangsvoraussetzungen ab 1. Mai 2011 galten nicht nur für Rechtsanwalt G., 

sondern auch für die weiteren Notariatsaspiranten. 

 

c) 

Das Begehren der Klägerin scheitert ferner am weiteren Tatbestandsmerkmal „vorübergehen-

der Arbeitsausfall“ (§ 170 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2  SGB III). Ein vorübergehender Arbeitsausfall ist 

anzunehmen, wenn mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit voraussehbar ist, dass in absehba-

rer Zeit wieder mit dem Übergang zur Vollarbeit zu rechnen ist (BSG SozR 4100 § 63 Nr. 2). 

Zum Zeitpunkt der Einführung der Kurzarbeit ab 1. Juni 2011 konnte nur prognostiziert wer-

den, dass im Zuständigkeitsbereich E. im Jahre 2012 eine neue Notarstelle ausgeschrieben 

wird, nicht aber, dass Rechtsanwalt G. den Zuschlag erhält. Denn zu diesem Zeitpunkt hatte 

er lediglich die schriftliche Prüfung abgelegt, nicht aber die mündliche Abschlussprüfung. Das 

Ergebnis der schriftlichen Prüfung war nicht bekannt, insbesondere konnte keine belastbare 

Prognose getroffen werden, ob mit dieser Note und der hier unbekannten Note des zweiten  

Staatsexamens eine greifbare Wahrscheinlichkeit bestand, dass er zum Notar bestellt würde. 

Erschwerend kam hinzu, dass das Auswahlverfahren für die ausgeschriebene Stelle nicht nur 

von der Note von Rechtsanwalt G. abhing, sondern auch von den Leistungen der Mitbewer-

ber. Rechtsanwalt G. ist übrigens bis heute nicht zum Notar bestellt worden. 

 

d) 

Schließlich wäre für den Anspruch auf Kurzarbeitergeld erforderlich gewesen, dass der Ar-

beitsausfall nicht vermeidbar ist (§ 170 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB III). Mittels dieser Vorausset-

zung wird das grundsätzlich vom Arbeitgeber zu tragende Wirtschafts- und Betriebsrisiko von 

dem Risiko kurzfristiger konjunktureller Schwankungen infolge einer allgemeinen Wirtschafts-

entwicklung abgegrenzt, welches durch die Zahlung von Kurzarbeitergeld ausgeglichen wer-

den soll. Rechtlicher Anknüpfungspunkt ist dabei nicht die Ursache des Arbeitsausfalls, son-

dern die Beherrschbarkeit dieser Ursache, um Wettbewerbsverzerrungen entgegen zu wirken 

(BSG SozR 3-4100  § 64 Nr 4). Gemäß § 170 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB III ist ein Arbeitsausfall 
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insbesondere vermeidbar, wenn dieser überwiegend branchenüblich, betriebsüblich oder sai-

sonbedingt ist oder ausschließlich auf betriebsorganisatorischen Gründen beruht. Ein bran-

chenüblicher Arbeitsausfall ist anzunehmen, wenn er aufgrund der Eigenart des Geschäfts-

zweiges oder des Betriebes mit einer gewissen Regelmäßigkeit eintritt. Um einen solchen 

branchenüblichen Arbeitsausfall handelt es sich vorliegend. Die Klägerin hat vorgetragen, 

dass mit dem Erlöschen des Notariats immer auch ein Auftragsrückgang in den notariatsna-

hen Rechtsgebieten eintritt. Da dieser Zustand in jeder Rechtsanwaltskanzlei nach dem  Erlö-

schen eines Notaramtes bis zur Ernennung eines neuen Notars eintritt, ist der von der Kläge-

rin behauptete Auftragsrückgang nicht unvermeidbar.  

 

3.) 

Die Kostenentscheidung beruht auf Anwendung des § 193 SGG. Diese Regelung findet auf 

den Anspruch auf Kurzarbeitergeld auch dann Anwendung, wenn der Arbeitgeber in Prozess-

standschaft für den Arbeitnehmer als eigentlichen Inhaber des Sozialleistungsanspruchs auf-

tritt (LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 02.02.2006 - L 9 AL 76/05 -) 

 

Gesetzliche Gründe für die Zulassung der Revision (§ 160 Abs. 2 SGG) sind nicht ersichtlich. 
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Rechtsmittelbelehrung und Erläuterungen 
zur Prozesskostenhilfe 

 
I. Rechtsmittelbelehrung 

 
Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie nachträglich vom 
Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die Nichtzulassung der Revision durch 
das Landessozialgericht mit der Beschwerde angefochten werden. 
 
Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevollmächtigten 
innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung schriftlich oder in elektronischer Form beim 
Bundessozialgericht einzulegen. Sie muss bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozialgericht 
eingegangen sein und die angefochtene Entscheidung bezeichnen. 
 
Die Beschwerde in schriftlicher Form ist zu richten an das Bundessozialgericht, Graf-Bernadotte-
Platz 5, 34119 Kassel bzw. das Bundessozialgericht, 34114 Kassel (nur Brief und Postkarte). 
 
Die elektronische Form wird nur durch eine qualifiziert signierte Datei gewahrt, die nach den Maßgaben 
der „Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr beim Bundessozialgericht“ in das elektroni-
sche Gerichtspostfach des Bundessozialgerichts zu übermitteln ist. Die hierfür erforderliche Software 
kann über das Internetportal des Elektronischen Gerichts- und Verwaltungspostfachs (www.egvp.de) 
lizenzfrei heruntergeladen werden. Dort können auch weitere Informationen über die Rechtsgrundla-
gen, Bearbeitungsvoraussetzungen und das Verfahren des elektronischen Rechtsverkehrs abgerufen 
werden. 
 
Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen 
 
1. Rechtsanwälte,  
2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, 

3. selbstständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung 
für ihre Mitglieder, 

4. berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft für ihre Mitglieder, 
5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Verbände 

für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrich-
tung und deren Mitglieder, 

6. Vereinigungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die 
Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht oder der 
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art und Umfang ih-
rer Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundige Prozessvertretung bie-
ten, für ihre Mitglieder, 

7. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in den Nrn. 3 bis 
6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsbera-
tung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder 
Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Sat-
zung durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

 
Die Organisationen zu den Nrn. 3 bis 7 müssen durch Personen mit Befähigung zum Richteramt han-
deln. 
 
Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung 
ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sowie private Pflegeversicherungsunter-
nehmen können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftig-
te mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-
schlüsse vertreten lassen. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung berechtigt 
ist, kann sich selbst vertreten.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung von einem zuge-
lassenen Prozessbevollmächtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu begründen. 
 
In der Begründung muss dargelegt werden, dass  R
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- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 
- die Entscheidung von einer zu bezeichnenden Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Ge-

meinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

- ein zu bezeichnender Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 
kann. 

 
Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1 des Sozialgerichtsge-
setzes (SGG) nicht und eine Verletzung des § 103 SGG nur gerügt werden, soweit das Landessozial-
gericht einem Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 
 
 
 
 
 
 
 
(Dr. Stotz)    (Dr. Claus)    (Dr. von Münch) 
 
 

II. Erläuterungen zur Prozesskostenhilfe 
 
Für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter Prozesskos-
tenhilfe zum Zwecke der Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen. 
 
Der Antrag kann von dem Beteiligten persönlich gestellt werden; er ist beim Bundessozialgericht schrift-
lich oder in elektronischer Form (s.o.) einzureichen oder mündlich vor dessen Geschäftsstelle zu Proto-
koll zu erklären.  
 
Dem Antrag sind eine Erklärung des Beteiligten über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nisse (Familienverhältnisse, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege 
beizufügen; hierzu ist der für die Abgabe der Erklärung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. 
Der Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhältlich. Er kann auch über das Internetportal des 
Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) heruntergeladen und ausgedruckt werden.  
 
Im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs ist der Vordruck in Papierform auszufüllen, zu unter-
zeichnen, einzuscannen, qualifiziert zu signieren und dann in das elektronische Gerichtspostfach des 
Bundessozialgerichts zu übermitteln (s.o.). 
 
Falls die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt ist, 
müssen der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die Erklärung über die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist für die Einlegung der Beschwerde 
beim Bundessozialgericht eingegangen sein. 
 
Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem Recht, einen Rechts-
anwalt zu wählen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der beizuordnende Rechtsanwalt vom 
Bundessozialgericht ausgewählt. 
 

III. Ergänzende Hinweise 
 
Der Beschwerdeschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden. Das Bundessozialgericht bittet darüber hinaus um zwei weitere Abschriften. Dies gilt 
nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs. 
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